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Einleitung

Gegenstand und Ziel der Untersuchung

„Die beste Zeitung nützt nichts, wenn sie ihren Leser nicht pünktlich und
regelmäßig erreicht.“1 – Dieses Ziel will der Pressevertrieb erreichen, wo-
bei unter dem Vertrieb die gesamte Tätigkeit aller Einrichtungen zum
Zwecke des Warenabsatzes gegen Entgelt an den letzten Verbraucher oder
zunächst nur einen Mittelsmann verstanden wird.2 Der Pressevertrieb soll
Zeitungen und Zeitschriften dem Konsumenten zuführen, für die Verbrei-
tung des Blattes sorgen und dadurch die Lebensfähigkeit desselben erhal-
ten.3 In Deutschland hat sich ein Pressevertriebssystem herausgebildet, das
seinesgleichen sucht.4 Besondere Bedeutung kommt hierbei dem Presse-
Grosso, dem Großhandel mit Presseerzeugnissen,5 zu. Dieser kauft die
Presseerzeugnisse in großen Mengen bei den Verlagen ein und veräußert
sie an den Einzelhandel. Es handelt sich um ein kooperatives Vertriebssys-
tem, das über Verbindungsleitlinien und deren erforderliche Knoten- und
Schnittstellen verfügt. Hierdurch soll die flächendeckende Versorgung mit
Informationen mittels Zeitungen und Zeitschriften, eine Überall- und Je-
derzeiterhältlichkeit sichergestellt werden.6 Die im Pressegroßhandel täti-

A.

I.

1 Wentzel in Freyburg, Hundert Jahre Ullstein Bd. 3, S. 43, 74.
2 Kohut, Zeitungen und Zeitschriften als Handelsgut, S. 24 nach Mataja, Die Rekla-

me, S. 2; Mundhenke, Der Verlagskaufmann, S. 74; Brummund, Struktur und Orga-
nisation des Pressevertriebs (1985), S. 23; Tietz, Handwörterbuch der Absatzwirt-
schaft, S. 2103.

3 Kohut, Zeitungen und Zeitschriften als Handelsgut, S. 25.
4 Schulz, Der Vertrieb regionaler Tageszeitungen, S. 110.
5 Die Begriffe Presse-Grosso und Pressegroßhandel werden in der vorliegenden Un-

tersuchung synonym verwendet. Die in der einschlägigen Literatur verwendete un-
terschiedliche Schreibweise des Begriffs Presse-Grosso (Pressegrosso) wird aus
Vereinheitlichungsgründen im Folgenden durch die Schreibweise Presse-Grosso
oder Pressegroßhandel ersetzt. Bei wörtlichen Zitaten wird hiervon abgesehen.

6 Kloepfer, Presse-Grosso unter dem Schutz von Verfassungsrecht und Europarecht,
S. 31.
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gen Personen werden als Presse-Grossisten bezeichnet.7 Dem Presse-
Grosso wird nachgesagt, es garantiere die Presse- und Meinungsvielfalt an
der Ladentheke; es handele sich um die handfeste Seite der verfassungs-
rechtlich garantierten Meinungs-, Presse- und Informationsfreiheit.8

Wurde das System des Presse-Grosso in der Vergangenheit kaum be-
achtet, war vielmehr ein „Wirken im Stillen“ die Regel, so haben verschie-
dene gerichtliche Entscheidungen jüngeren Datums das historisch entstan-
dene System des Presse-Grosso, dessen wirtschaftliche und rechtliche
Grundlagen in Frage gestellt. Weitreichende praxisrelevante Fragestellun-
gen wurden nicht nur in kartell- und unionsrechtlicher Hinsicht, sondern
auch in Bezug auf das grund- und verfassungsrechtlich unterlegte Leitbild
der Pressefreiheit aufgeworfen. Die gerichtlichen Entscheidungen geben
ebenso wie die damit einhergehende Einführung der Regelung des
§ 30 Abs. 2 a GWB im Rahmen der 8. GWB-Novelle Anlass und Gelegen-
heit, die bisherige nahezu „Terra incognita“9 des Presse-Grosso ausführli-
cher zu betrachten.

Die vorliegende Untersuchung unternimmt daher den Versuch, den
Stand der bisherigen gerichtlichen Auseinandersetzungen zum Presse-
Grosso ebenso auszuwerten wie den Stand der wissenschaftlichen Diskus-
sion. Gegenstand soll insbesondere eine kartell- und verfassungsrechtliche
Betrachtung der aufgeworfenen Fragestellungen sein. Im Mittelpunkt steht
hierbei die Tragweite der Neuregelung des § 30 Abs. 2 a GWB im Kontext
der grundrechtlich geschützten Pressefreiheit. Der Gesetzgeber wollte mit
dieser Vorschrift ausschließen, dass im Rahmen des anhängigen Gerichts-
verfahrens eine rechtskräftige, die Grundlagen des Presse-Grosso-Systems
beseitigende Entscheidung ergeht. Kritisch zu hinterfragen gilt es nicht
nur, inwiefern eine gesetzliche Festschreibung des Presse-Grosso über-
haupt erforderlich war, also ein gesetzgeberischer Handlungsbedarf be-
stand. Gegenstand der verfassungsrechtlichen Betrachtung soll insbeson-
dere sein, ob sich das Presse-Grosso-System nicht nur als effizientes, son-

7 § 30 Abs. 2 a S. 1 GWB definiert die Presse-Grossisten nun ausdrücklich als Abneh-
mer, die im Preis gebundene Zeitungen und Zeitschriften mit Remissionsrecht be-
ziehen und mit Remissionsrecht an Letztveräußerer verkaufen.

8 Unterrichtung durch den Beauftragten der Bundesregierung für Kultur und Medien,
Medien- und Kommunikationsbericht der Bundesregierung 2008, BT-Drs.
16/11570, S. 74.

9 Lat. „unbekanntes Land“ – Kaiser, Das Recht des Presse-Grosso, S. 5.
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dern auch als unverzichtbares Instrument zur Sicherung der Funktionsfä-
higkeit der Pressefreiheit erweist.

Gang der Untersuchung

Die vorliegende Arbeit versteht sich insgesamt als Untersuchung kartell-
und verfassungsrechtlicher Grundlagen und Fragestellungen des Presse-
Grosso.

Dabei wird zunächst die historische Einordnung des Presse-Grosso-
Systems betrachtet, wobei die Entwicklung zentraler Merkmale des Pres-
segroßhandels im Vordergrund stehen soll. Im Folgenden werden Struktur
und Organisation des deutschen Pressevertriebs im Allgemeinen erörtert,
bevor Rolle und Funktionsspektrum des Presse-Grosso, dessen Struktur-
elemente und systembestimmende Faktoren im Besonderen einer ausführ-
lichen Betrachtung unterzogen werden. In diesem Kontext wird auch der
selbstregulative Aspekt des Presse-Grosso thematisiert.

Im Anschluss hieran soll im Rahmen der Untersuchung existenter
Rechtsverhältnisse im Presse-Grosso der Frage nachgegangen werden, in-
wiefern ein möglicher Kontrahierungszwang besteht. Die Erörterung und
Bewertung hierzu ergangener gerichtlicher Wertungsgrundlagen nimmt
auf die vorstehenden Untersuchungen Bezug.

Die Prüfung eines Verstoßes des zentralen Verhandlungsmandats des
Bundesverbandes Deutscher Buch-, Zeitungs- und Zeitschriften-Grossis-
ten (BVPG)10 gegen das unionsrechtliche Kartellverbot stellt im Weiteren
einen Schwerpunkt der Arbeit dar. Die tatbestandlichen Voraussetzungen
des Kartellverbots sollen hier ebenso umfassend untersucht werden wie
mögliche Freistellungsoptionen. Entstehungsgeschichte und Regelungsge-
halt der Neuregelung des § 30 Abs. 2 a GWB werden im Rahmen eines
Exkurses vorgestellt. Hierdurch wird der Bedeutung der Regelung für die
Freistellung vom Kartellverbot ebenso Rechnung getragen wie der Nach-
vollziehbarkeit der gerichtlichen Entscheidungspraxis. Die Erörterung und
Bewertung der relevanten gerichtlichen Entscheidungen finalisieren die
Prüfung.

Im weiteren Verlauf der Arbeit gilt es zu klären, inwiefern das deutsche
Verfassungsrecht die sich ankündigende Neuordnung des Presse-Grosso

II.

10 Im Folgenden Bundesverband Presse-Grosso.
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beschränkt, also als eine Art Unabänderlichkeitssperre fungiert. Ausgangs-
punkt der Überlegungen soll hierbei naturgemäß das Grundrecht der Pres-
sefreiheit sein. Die objektiv-rechtliche Dimension der Pressefreiheit und
die damit verbundene Gewährleistungsverantwortung werden in ihren
Grundzügen vorangestellt, bevor deren Inhalt und Umfang einer mögli-
chen Grundrechtsgefährdung gegenübergestellt werden. Hierauf aufbau-
end sollen Folgerungen für einen etwaigen verfassungsrechtlichen Be-
standsschutz des Presse-Grosso entwickelt werden.

Im Rahmen einer Gesamtwürdigung wird eine zusammenfassende Be-
trachtung und Bewertung der wesentlichen Untersuchungsergebnisse vor-
genommen. Ergänzend hierzu erfolgt ein kurzer Ausblick.
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Historische Entwicklung des Presse-Grosso

Im Folgenden wird zunächst die historische Entwicklung des deutschen
Pressevertriebs, insbesondere des Presse-Grosso erörtert. Hierbei wird
schwerpunktmäßig auf die Entwicklung wesensbestimmender Merkmale
des Presse-Grosso, zugleich aber auch auf damit verbundene rechtliche,
eine Neuordnung des Presse-Grosso einleitende Bedenken eingegangen.

15. - 18. Jahrhundert: Verkauf ab Werk und Kolportage, Entstehung der
periodischen Presse

Mit der Erfindung des Buchdrucks mit beweglichen Lettern durch Johan-
nes Gensfleisch von Gutenberg Mitte des 15. Jahrhunderts wurden neben
Büchern auch gefaltete und weniger aufwendig hergestellte Gelegenheits-
drucke, wie Flugblätter oder Einblattdrucke mit aktuellen Nachrichten und
amtlichen Bekanntmachungen, oder der politischen und religiösen Diskus-
sion dienende Mehrblatt-Flugschriften herausgegeben. Der Verkauf dieser
an alle Bevölkerungsschichten gewandten Druckerzeugnisse erfolgte un-
mittelbar durch die mit der Buchherstellung befassten Handwerksbetrie-
be.11 Drucker und Händler waren folglich identisch, gleichzeitig waren am
Absatz aber auch Formschneider, Briefmaler und Illuministen beteiligt.
Fahrende Händler und Kolporteure12 priesen Presseprodukte neben ande-
ren Produkten auf Jahrmärkten, Messen, Festen, in Gasthäusern und von
Haus zu Haus an.13 Die wandernde Buchdruckerei verband schließlich
beide Formen des Pressevertriebs, den Verkauf ab Werk und die Kolporta-
ge.14

B.

I.

11 Dorn/Vogel, Geschichte des Pressevertriebs in Deutschland, S. 13 f.
12 „Der Kolportagebuchhandel […] sucht den Bücherkäufer in seiner Häuslichkeit

auf, um ihn durch persönliches Angebot und vor allem durch die Überredungsgabe
der Reisenden für den Ankauf seiner Waren zu gewinnen.“ – Jahn, Der deutsche
Kolportagebuchhandel, S. 9; eine historische Betrachtung der Kolporteure findet
sich bei Fuchs, Freundlich lächelnde Litfaßsäulen, S. 29 ff.

13 Über ausrufende Zeitungshändler berichtet Schulz, Der Vertrieb regionaler Tages-
zeitungen, S. 14 f.

14 Dorn/Vogel, Geschichte des Pressevertriebs in Deutschland, S. 14.
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In der zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts entwickelte sich die periodi-
sche Presse, angefangen vom jährlichen bis zum wöchentlichen und tägli-
chen Erscheinen, insbesondere von Tageszeitungen. Die Berichterstattung
über Kriegsereignisse und die Nutzung der Presse als Propagandainstru-
ment förderten die Entwicklung des Zeitungswesens und damit einherge-
hende Neugründungen von Titeln. Die territoriale Zersplitterung und reli-
giöse Spaltung Deutschlands nach dem Dreißigjährigen Krieg bedingte die
Zeitungsvielfalt Ende des 17. Jahrhunderts.15 Die briefliche Unterrichtung
durch Korrespondenten und gewerbliche Berichterstatter (sog. Avisen-
schreiber, Novellanten oder Zeitunger) in Form von handschriftlichen
Nachrichtenzusammenstellungen ermöglichte die Verbindung zur Nach-
richt.16 Der Zeitungsbezug, eine individuelle Form des Abonnements,17

war gekennzeichnet durch individuelle Vereinbarungen zwischen Liefe-
rant und Empfänger sowie uneinheitliche Bezugsgelder.18

Das sich mit Begründung der Reichspost 1490 entwickelnde Postwesen
trug erheblich zur Entstehung der periodischen Presse bei. Die wesentliche
Funktion der Postmeister als Vorsteher einzelner Poststationen bestand in
der Sammlung und Weiterleitung von Nachrichten, aber auch im Absatz
ihrer eigenen Zeitungen.19 Für ihre Vermittlungstätigkeit berechneten sie
eine Provision als Vergütung für die Abwicklung der Bestellungen, den
Einzug und die Abrechnung der Bezugsgelder.20 Der Postzeitungsvertrieb
war gekennzeichnet durch variierende Abonnementpreise und die Willkür

15 Dorn/Vogel, Geschichte des Pressevertriebs in Deutschland, S. 14 f.; Böning in
Beyrer/Dallmeier, Als die Post noch Zeitung machte, S. 93, 94.

16 Dorn/Vogel, Geschichte des Pressevertriebs in Deutschland, S. 15; Bücher,
ZgS 1924, 3, 7; Weber in Beyrer/Dallmeier, Als die Post noch Zeitung machte,
S. 15 ff.

17 Bücher, ZgS 1924, 3, 4 beschreibt das Abonnement als „[…] Vertragsverhältnis,
bei welchem eine Reihe von zeitlich aufeinanderfolgenden Leistungen durch eine
Bauschsumme vergütet wird, welche niedriger ist als der Gesamtbetrag der Einzel-
preise für diese Leistungen sein würde.“.

18 Dorn/Vogel, Geschichte des Pressevertriebs in Deutschland, S. 16; Bücher,
ZgS 1924, 3, 15 f.

19 Bücher, ZgS 1924, 3, 9; Kübler, Postzeitungsdienst und Verfassung, S. 11; Iwan,
Handbuch über den Vertrieb und Versand von Zeitungen und Zeitschriften durch
Vermittlung der deutschen Bundespost, S. 17.

20 Dorn/Vogel, Geschichte des Pressevertriebs in Deutschland, S. 20, 22 ff., 39 f.;
North in Beyrer/Dallmeier, Als die Post noch Zeitung machte, S. 171, 171; Iwan,
Handbuch über den Vertrieb und Versand von Zeitungen und Zeitschriften durch
Vermittlung der deutschen Bundespost, S. 17.
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der Postmeister, die bei wegfallender Provision die Weiterleitung be-
stimmter Blätter verzögerten.21 Die Zeitungsherausgabe durch Postmeister
endete im 18. Jahrhundert, begründet durch die Professionalisierung des
Zeitungswesens sowie die wissenschaftliche Konkurrenz an Akademikern
und Schriftstellern.22

Mit der Entwicklung neuer Pressegattungen, insbesondere Gelehrten-
zeitschriften und Rezensionen Ende des 17. Jahrhunderts und dem Hinter-
grund der aufklärerischen Epoche, gewann der Buchhandel durch Einrich-
tung von Lesezirkeln, Leihbibliotheken und Lesekabinetten im Pressever-
trieb an Bedeutung.23 Der zunächst auf Messen praktizierte Austausch
produzierter Bücher wurde durch den Konditionshandel auch außerhalb
von Messen ersetzt. Händlerrabatte, die Rückgabe unverkaufter Ware (Re-
mission) und der Einsatz von Kommissionären für Lagerhaltung, Spediti-
on und Abrechnung waren Gegenstand dieses Handels.24

19. Jahrhundert: Entwicklung neuer Vertriebswege, insbesondere des
Einzelverkaufs

Im 19. Jahrhundert entwickelten sich vor dem Hintergrund der Industriali-
sierung, einer verbesserten Mobilität und Lesefähigkeit der Bevölkerung
neue Vertriebswege. Der Postzeitungsvertrieb, an den alle Verleger und
Herausgeber gebunden waren,25 wurde aufgrund des dezentralen Postwe-
sens und uneinheitlicher Bezugspreise verstaatlicht und zentralisiert.26

Aus dem Zeitungsvertrieb als Geschäft entwickelte sich eine Transport-

II.

21 Dorn/Vogel, Geschichte des Pressevertriebs in Deutschland, S. 24; Schulz, Der
Vertrieb regionaler Tagezeitungen, S. 15 f.

22 Dorn/Vogel, Geschichte des Pressevertriebs in Deutschland, S. 22; Kübler, Post-
zeitungsdienst und Verfassung, S. 11.

23 Dorn/Vogel, Geschichte des Pressevertriebs in Deutschland, S. 28 ff.; Böning in
Beyrer/Dallmeier, Als die Post noch Zeitung machte, S. 93, 97.

24 Dorn/Vogel, Geschichte des Pressevertriebs in Deutschland, S. 34; Lieferungen des
Verlags erfolgten unter der Bedingung, sie gegebenenfalls zu remittieren oder zu
disponieren – Fezer, GRUR 1988, 185, 187.

25 Dorn/Vogel, Geschichte des Pressevertriebs in Deutschland, S. 36; Bücher,
ZgS 1924, 3, 5.

26 Dorn/Vogel, Geschichte des Pressevertriebs in Deutschland, S. 41 ff.; Schulz, Der
Vertrieb regionaler Tageszeitungen, S. 16; Kübler, Postzeitungsdienst und Verfas-
sung, S. 11; im Einzelnen Schwarz, Der Postzeitungsvertrieb in der deutschen
Postgeschichte, S. 86 ff.
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leistung; die Post wandelte sich vom Absatzmittler zum Absatzhelfer.27

Eine neue Form der Kolportage, bei der reisende Werber Abonnenten war-
ben und Bestellungen aufnahmen ohne die Ware unmittelbar zu verkaufen
(sog. Verlagskolportage),28 wurde auf den Bereich der periodischen Presse
übertragen und ermöglichte vor dem Hintergrund einer fortschrittlichen
Drucktechnik die Entwicklung der Massenpresse.29 Mit Einführung der
Gewerbefreiheit 1868 im Norddeutschen Bund, entwickelte sich der Kol-
portagevertrieb zu einem eigenständigen Geschäftszweig, der Beginn des
Werbenden Buch- und Zeitschriftenhandels.30 Während das Außenge-
schäft selbständigen Reisenden überlassen wurde, übernahmen Kolporta-
gefirmen die Funktion der Lagerhaltung.31 Die Kolportage war aufgrund
der Aufdringlichkeit der Werber, der Kundentäuschung über Preisgestal-
tung und Prämienzusagen sowie unlauterer Vertragsbedingungen starker
Kritik ausgesetzt. Dies führte zu einer Solidarisierung der Branche.32

Der Einzelverkauf periodischer Zeitungs- und Zeitschriftenausgaben er-
folgte mit Errichtung und Ausbau des Eisenbahnnetzes erstmals an Bahn-
höfen Mitte des 19. Jahrhunderts.33 Der Bahnhofsbuchhandel stellte zu-
nächst ein Nebengeschäft dar, bevor er systematisch zur Herausbildung
einer Infrastruktur für den Einzelverkauf beitrug.34 Im Übrigen war der
Verkauf von Presseprodukten in Kiosken, auf Straßen und Plätzen zu-
nächst wenig lohnenswert und durch behördliche Bestimmungen ein-
schränkbar.35 Der Einzelverkauf als Vertriebsform gewann gleichwohl an
Bedeutung.36 Die Presseprodukte wurden per Kurier vom Verlag an die

27 Dorn/Vogel, Geschichte des Pressevertriebs in Deutschland, S. 44; Schulz, Der
Vertrieb regionaler Tageszeitungen, S. 16.

28 Hierzu ausführlich Niewöhner, Der deutsche Zeitschriftenbuchhandel, S. 12 ff.
29 Dorn/Vogel, Geschichte des Pressevertriebs in Deutschland, S. 46 ff.
30 Dorn/Vogel, Geschichte des Pressevertriebs in Deutschland, S. 50; hierzu Jakob,

dnv 1964, 280, 294 ff.
31 Dorn/Vogel, Geschichte des Pressevertriebs in Deutschland, S. 51 f.
32 Dorn/Vogel, Geschichte des Pressevertriebs in Deutschland, S. 53 f.; ähnlich

Schulz, Der Vertrieb regionaler Tageszeitungen, S. 27.
33 Dorn/Vogel, Geschichte des Pressevertriebs in Deutschland, S. 56 f.; Mundhenke,

Der Verlagskaufmann, S. 84.
34 Dorn/Vogel, Geschichte des Pressevertriebs in Deutschland, S. 60, 62; Jakob,

dnv 1964, 280, 292 ff.
35 Dorn/Vogel, Geschichte des Pressevertriebs in Deutschland, S. 63 ff.; Schulz, Der

Vertrieb regionaler Tageszeitungen, S. 19 ff.; Flocken, merkur texte 11/1983, 5, 8;
zu den Bedingungen des Straßenhandels Bücher, ZgS 1924, 221, 240 ff.

36 Schulz, Der Vertrieb regionaler Tageszeitungen, S. 28 ff.
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Einzelhändler geliefert, Dispositionsmengen und Remissionszusicherun-
gen wurden vereinbart.37 Gesellschaftliche Ereignisse und öffentliche Ver-
anstaltungen, deren Ankündigungen und Ergebnisse, zogen ein besonderes
Leserinteresse nach sich, was eine positive Entwicklung des Einzelver-
kaufs zur Folge hatte.38 In Verbindung mit dem Handel auf der Straße ent-
standen auch die ersten Ortsgrossisten, die innerhalb eines Regionalbe-
zirks die vorhandenen Einzelhändler mit den gängigsten Tageszeitungen,
Illustrierten und Magazinen belieferten.39 Infolge der Konsolidierung der
verschiedenen Vertriebsformen bildeten sich Interessen- und Berufsver-
bände. Ende des 19. Jahrhunderts wurde die Abonnentenversicherung als
Zusatzleistung zur Bindung der Abonnenten eingeführt.40

20. Jahrhundert: Alleinvertriebsrecht und Vertriebsorganisation

Anfang des 20. Jahrhunderts nahm der Ullstein-Verlag eine Vorreiterrolle
den Netzaufbau und -ausbau von Grossisten, Filialen und Agenturen be-
treffend ein.41 Diese hatten vor allem Verteilerfunktion,42 ihnen wurde je-
weils ein Gebiet zur alleinigen Auslieferung überlassen.43 Die Vergabe
von Alleinvertriebsrechten sollte einer besseren lokalen und regionalen In-
teressenwahrnehmung dienen und die Anzahl der Wiederverkäufer redu-

III.

37 Dorn/Vogel, Geschichte des Pressevertriebs in Deutschland, S. 74.
38 Dorn/Vogel, Geschichte des Pressevertriebs in Deutschland, S. 76.
39 Jakob, dnv 1964, 280, 289; Mehlhorn, dnv 7/1976, 6, 6; Brummund, Struktur und

Organisation des Pressevertriebs (1985), S. 205; Bez/Keiderling, Der Zwischen-
buchhandel, S. 424; als Begründer des Vertriebsweges Grosso/Einzelhandel be-
zeichnet von Flocken, merkur texte 11/1983, 5, 9; zur Abgrenzung des Ortsgros-
sisten zum Leipziger Grossisten Kohut, Zeitungen und Zeitschriften als Handels-
gut, S. 114 ff.

40 Dorn/Vogel, Geschichte des Pressevertriebs in Deutschland, S. 77 f.
41 Kaiser, Das Recht des Presse-Grosso, S. 25, 27; als „Ursprung des heutigen Al-

leinauslieferungsgrossisten“ bezeichnet von Ascherfeld, Presse-Grosso und Euro-
parecht, S. 11; im Einzelnen Wentzel in Freyburg/Wallenberg, Hundert Jahre Ull-
stein Bd. 3, S. 43, 72 ff.

42 Dorn/Vogel, Geschichte des Pressevertriebs in Deutschland, S. 101.
43 Kaiser, Das Recht des Presse-Grosso, S. 26; Ascherfeld, Presse-Grosso und Euro-

parecht, S. 11; Engholm, dnv 3/1979, 16, 18.
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zieren.44 Konkurrierende Großverlage gründeten eine Interessengemein-
schaft und betrauten jeweils an den gleichen Orten eigene, nicht an den
Ullstein-Verlag gebundene Grossisten mit der Alleinauslieferung.45 Hier-
durch entstand die objektbezogene Alleinauslieferung, der Vertrieb mit
Objekttrennung also, bei dem die Grossisten die Einzelhändler im Ver-
triebsgebiet jeweils nur mit bestimmten Presseobjekten beliefern.46 Dieser
Vertrieb erwies sich aber als unrentabel.47

Mit der nationalsozialistischen Herrschaft wurde die Presse als Propa-
gandainstrument genutzt, Presseprodukte wurden beschlagnahmt und ver-
boten, unabhängige Titel reduziert.48 Die Instrumentalisierung der Presse
hatte die Zwangsmitgliedschaft in Vertriebsverbänden ebenso zur Folge,
wie die Kontrolle des Berufszugangs.49 Anfang der vierziger Jahre wurde
die Stilllegung des werbenden Zeitschriftenhandels angeordnet, die Versi-
cherungszeitschriften (Kopplung von Zeitschriftenabonnement und Versi-
cherung)50 wurden eingestellt.51

Nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges wurde das nationalsozialis-
tisch geprägte System der Presse auf Punkt Null gesetzt.52 Das Gesetz

44 Kapp in Nolte/Herpold/Gotzens/Hoffmann/Penders, FS 60 Jahre Presse-Grosso,
S. 152, 154; Ascherfeld, Presse-Grosso und Europarecht, S. 12 betont die Entwick-
lung der Gebietsmonopole aus betriebswirtschaftlichen Erwägungen aller Ver-
triebspartner und nicht auf Druck der Grossisten; Roggen, Pressevertrieb und Kar-
tellrecht, S. 38 stellt hingegen auf die „Anregung“ der Großverlage ab; Börner,
Der Vertrag zwischen Verlag und Pressegrossisten, S. 27 spricht von einer natürli-
chen Entwicklung.

45 Dorn/Vogel, Geschichte des Pressevertriebs in Deutschland, S. 105; Kaiser, Das
Recht des Presse-Grosso, S. 25.

46 Hahn, AfP 1992, 116, 117.
47 Roggen, Pressevertrieb und Kartellrecht, S. 37; Kapp in Nolte/Herpold/Gotzens/

Hoffmann/Penders, FS 60 Jahre Presse-Grosso, S. 152, 156; Engholm, dnv 3/1979,
16, 18.

48 Dorn/Vogel, Geschichte des Pressevertriebs in Deutschland, S. 107 ff.
49 Dorn/Vogel, Geschichte des Pressevertriebs in Deutschland, S. 108 ff.
50 Brummund, Struktur und Organisation des Pressevertriebs (1985), S. 77.
51 Dorn/Vogel, Geschichte des Pressevertriebs in Deutschland, S. 121.
52 Dorn/Vogel, Geschichte des Pressevertriebs in Deutschland, S. 123 f.; Schulz, Der

Vertrieb regionaler Tageszeitungen, S. 42; zur Neubegründung der Presse in den
einzelnen Besatzungszonen Dussel, Deutsche Tagespresse im 19. und 20. Jahrhun-
dert, S. 207 ff. und Koszyk in Wilke, Mediengeschichte der Bundesrepublik
Deutschland, S. 31 ff.
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